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STELLUNGNAHME

zur Antwort der Bundesregierung vom 23.07.2001 auf eine kleine Anfrage von Abgeordneten der CDU/CSU zum Thema "Gesetzliche Maßnahmen zum Schutze der Verbrau​cher bei Immobilientreuhandmodellen" (Drucksachen 14/6590 u. 14/6732)

Die Antwort der Bundesregierung ist oberflächlich und läßt nicht erkennen, daß die Bundesregierung sich mit dem in der Anfrage angesprochenen Problem ausreichend auseinan​dergesetzt und die dazu ihr vorliegenden Informationen vollständig genutzt hat. Ihr ist ebensowenig zu entnehmen, ob sie etwas und was sie ggf. auf diesem Gebiete zur Abmilderung der immensen sozialen Folgen, zur Heranziehung der Verantwortlichen und präventiv zu Verhinderung ähnlicher oder gleicher Vorkommnisse tun will.

Dies läßt sich anhand der einzelnen Antworten wie folgt belegen (Frage u. Antwort sh. Anlage):

Zu 1):

Entgegen der Antwort der Bundesregierung kann sich heute eben doch immer noch „jeder ohne kontrollierten Nachweis seiner Befähigung auf den Gebieten des Anlage-, Finanz- u. Immobiliengeschäfts betätigen“. Diese „Freiheit“ ist nach Erfahrung von Verbraucherschutzorganisationen und von auf den Gebieten des Finanzierungs- u. Anlageschutzrechts tä​tigen Anwälten die häufigste Ursache, daß insbesondere Klein- u. Mittelverdienern sowie unerfahrenen Personen durch den Verkauf von dubiosen Geldanlageprodukten sowie den Bankfinanzierungen dafür großer und zum Teil lebens​länglicher Schaden zugefügt wurde und ständig immer noch wird. 

So hat z. B. keine in der Antwort aufgeführten Aufsichts​möglichkeiten durch das Bundesamt für das Kreditwesen verhindern können, daß in den 90er-Jahren eine Anzahl von geschätzt etwa 300.000 Bundesbürgern durch die in der Anfrage angesprochenen Immobilien-, Treuhand- oder Erwer​bermodellen ein Schaden in Milliardenhöhe erlitten haben, an dem sie z.T. noch Jahrzehnte tragen müssen und der in ihren Folgen nicht nur die betroffenen Verbraucher, sondern bereits heute schon und zukünftig noch mehr die Allgemeinheit belasten wird.

Ausgangspunkt waren stets auf Täuschung bzw. Betrug ange​legte Verkaufsgespräche durch Finanzierungs- u. Immobili​enstrukturvertriebe und deren Mitarbeiter, zu deren Auftraggebern nicht nur die Initiatoren und Verkäufer solcher Immobilien oder Immobi​lienbeteiligungen gehörten, sondern zum Teil auch Banken. Dazu liegen inzwischen Unterlagen z. B. die ehemalige Bayerische Hypotheken- u. Wechselbank (jetzt: HypoVereins​bank) betreffend vor, die dies belegen. Andere Banken (z. B. Commerzbank, Deutsche Bank) und verschiedene Bauspar​kasse (z. B. BADENIA) haben zumindest von den Gefahren, die bei diesen auf diese Art vertriebenen Produkte liegen, gewußt und ihre Kunden darüber nicht aufgeklärt. Letztend​lich wog das Interesse, über die Möglichkeit der Finanzie​rung solcher Immobilienanlagen mitzuverdienen höher, als im Kundeninteresse vor solchen Anlagen wenigstens zu warnen.

Es wäre deshalb interessant gewesen, welcher Art die Maß​nahmen sind, die die Bundesregierung zur Schaffung „zielge​nauer Abhilfe" inzwischen prüft.

Wir fordern die Bundesregierung auf, dies im einzelnen offenzulegen. Rat und Tat für solche Vorhaben könnten wir umfassend zur Verfügung stellen.

Die bisherige Gesetzeslage könnte in großen Teilen ein durchaus wirksames Instrumentarium bereits zur Verfü​gung stellen (VerbrKredG, HWiG). Dies wird allerdings fehlerhaft angewendet (z. B. die Nicht-Behandlung kreditfinanzierter Immobilienanlagen als wirtschaftliche Einheit oder verbundene Geschäfte und die sonst daraus folgende Durchgriffshaftung auf die Finanzierungsban​ken sowie die Anwendung des Schutzes durch das VerbrKredG und des HWiG).

Zu 2) u. 3):

Der Bundesregierung liegen ständig aktualisierte Berichte über die wirtschaftliche Situation privater Haushalte, Schuldenberichte und Armutsberichte vor. Hieraus ließe sich bei gewissenhafter Durcharbeitung sicherlich mehr herausfiltern, als die Antworten zu 2) u. 3) beinhalten.

Nach unseren Erfahrungen spricht eine Vermutung dafür, daß Investitionen und erst recht Finanzierungen insbesondere in Angebote des sog. grauen Kapitalmarktes durch private Anleger unzureichende oder fehlende Aufklärungen vorangegangen sein müssen, die insbesondere auch mit dem Versprechen einhergegangen sind, hier Steuern zu sparen und zur Alterssiche​rung etwas beizutragen. Bei vernünftiger Betrachtung hätte eine Aufklärung, die in Bezug auf den angesprochenen Per​sonenkreis (anlegergerechte Beratung) und das angebotene Produkt (anlagegerechte Beratung) zutreffend und vollstän​dig gewesen wäre, in den allermeisten Fällen bedeutet, daß der Abschluß nicht zustandegekommen wäre, weil im Ergebnis davon abgeraten werden müßte.

Die Antworten zeigen, daß man diese Realität nicht kennt oder nicht kennen will.

Zu 4):

Auch hier gilt insbesondere, was oben im letzten Satz zu den Pkt. 2) u. 3) gesagt wurde. Vielleicht ist die Frage auch nicht verstanden worden. Denn es ist sogar bei den Initiatoren und bei den Banken völlig unbe​stritten, daß insbesondere die der Anfrage zugrunde lie​genden Erwerber- u. Treuhandmodelle sowie deren Finanzie​rungen, also die Kredite der Banken, fast sämtlich über sog. Strukturvertriebe an den Enderwerber gebracht worden sind. Dies wird –wie erwähnt- noch nicht einmal von den Banken bestrit​ten und ist auch den Gerichten bekannt.

Die Banken haben die Vermittlung ihrer Kredite zur Finan​zierung dieser Erwerbermodelle deshalb Strukturvertrieben und ihren Untervertretern überlassen, weil sie damit der Haftung für die Fehlberatungen in Bezug auf die finanzier​ten Produkte (Immobilienfonds, Eigentumswohnungen) entge​hen konnten (sog. Trennungstheorie) und diese Beratung nicht selbst vornehmen mußten. Sie haben im übrigen dafür eigene Personalkapazität eingespart und trotzdem hunderttau​sende von Kreditgeschäften gemacht.

Dies wird nun von den einzelnen Kreditinstituten nicht anerkannt, insbesondere wird (entgegen vorliegender Unter​lagen) bestritten, daß diese Absichten vorlagen, und die in dem Charakter des Vertriebswegs selbst liegen​den Gefahrenmomente bekannt waren.

Die Gerichte folgen in ihrer Mehrheit nach unserer Auffassung unter Verkennung der tatsächlichen Abläufe und der Rechtslage und der fehlerhaf​ten Anwendung von Verbraucherschutz-gesetzen (z. B. HWiG) diesen Argumenten.

Zu 5):

Auch hier ist leider wieder das Fehlen völligen Problembewußtseins zu monieren. Die hier in Rede stehen​den, hunderttausendfach vorliegenden Fälle weisen stets weit überhöhte Kaufpreis aus. 

Die Bundesregierung fällt in ihrer Antwort auf die Argu​mente der Anbieterseite herein, daß diese Überteuerung sich steuerwirksam auswirken. Dies ist schon deshalb nicht hinzunehmen, da ein großer Teil der Betroffenen nur Klein- u. Mittelverdiener gewesen sind, die diese Steuervorteile gar nicht oder nicht voll in Anspruch nehmen konnten. 

Darüber hinaus handelt es sich nicht nur um evtl. steuerwirksame Nebenkosten, die zum Teil noch völlig unnütze Dienstleistungen bezahlen sollten (Funktionsgebühren), sondern vor allen Dingen um im Kaufpreis selbst versteckte Überteuerungen, die vornehmlich auf die horrenden versteckten Innenprovisionen (in Einzelfällen bis 47%), die bei diesen Geschäften bezahlt wurden, zurückzuführen sind. 

Die Betroffenen erfahren erst viel später, wenn sie die Wohnungen verkaufen wollen (weil sie müssen) oder die Wohnung zwangsversteigert wird (weil sie nicht mehr zahlen können), daß diese nur ein Bruchteil des bezahlten Preises wert sind, geschweige denn die Höhe des Darlehens ausgleichen und demgemäß die Banken weit überfinanziert haben. Daß dies seitens der Banken bewußt geschah, z.T. dort auch die darin leigenden Gefahren gesehen wurden, auch darüber liegen inzwischen Unterlagen vor.

Zu 6) u. 7):

Auch hier wäre es wünschenswert, wenn die Bundesregierung die Aspekte ihrer rechtlichen Prüfung genannt hätte, um wenigstens in der Fachöffentlichkeit eine breitere Sensi​bilisierung und Diskussion einzuleiten.

Wenn dann allerdings von Schwierigkeiten die Rede ist, weil Unternehmen belastet werden können "denen Fehler der hier in Rede stehenden Art nicht vorzuwerfen sind", stellt sich der Verdacht ein, ob hier nicht Klientel-Politik betrieben wird. Der genaue Sinn dieses Satzes in der Ant​wort bleibt im Dunkeln. Wenn aber von der Bundesregierung als Unternehmen die Banken oder die Vertriebe gemeint sein sollten, wäre daran zu erinnern, daß es gerade die Absatz​methoden und Absatzwege der Vertriebe gewesen sind, die solche Geschäfte erst an den Endverbraucher brachten, und daß diese Geschäfte im Endeffekt nur dadurch erst möglich wurden, weil sich die Banken - hier waren nicht nur kleine Geldinstitute, sondern praktisch alle Großbanken der Bundesrepublik beteiligt - immer wieder bereit waren, Kredite dafür zur Verfügung zu stellen, die meist über 100 % (bis 180 % durch die Hypo-Bank) über den ohnehin schon aufgeblähten Kaufpreisen lagen.

Zu 8) u. 9):

Hier wird deutlich, daß die Bundesregierung tatsächlich ganz offenbar den Rechtsstandpunkt der beteiligten Banken sich zu eigen gemacht und abweichende Beurteilungen, insbesondere aus der neutralen Rechtswissenschaft, nicht zur Kenntnis ge​nommen hat. Bis auf Ausnahmefälle ist dies auch noch herrschende Meinung in den Gerichten, die vor allem auf Veröffentlichungen von Banklobbyisten und deren undifferenzierte Übernahme in die Rechtsprechung des 11. Senats (Bankensenat) beim BGH zurückgeht.

Sie berücksichtigt nicht, daß in vielen anderen Geschäfts- u. Lebensbereichen verbundene Geschäfte als wirtschaftli​che Einheit mit entsprechend einheitlichen Haftungsfolgen auf der Anbieterseite selbsverständlich sind und ausgerechnet bei Immobiliarkrediten oder Finanzierungen von Geldanlagen nicht.

Sie berücksichtigt darüber hinaus nicht, daß jede andere am Wirtschaftsleben beteiligte Person für das Verhalten von Dritten, die für ihn tätig sind (z. B. Mitarbeitern, Maklern, Handelsvertretern) im Rahmen der Erfüllungsgehilfenhaftung aufkommen muß, ausgerechnet Banken, die ihre Kreditberatung auch Dritten (den Struk​turvertrieben) überlassen haben wiederum nicht.

Des weiteren haben insbesondere Bankenjuristen mit einer bestimmten Auslegung des Haustürwiderrufs- u. des Verbrau​cherkreditgesetzes Sorge dafür getragen, daß eine der wichtigsten Verbraucherschutzvorschriften, nämlich die Möglichkeit des Widerrufs bei Haustürgeschäften, in Bezug auf ihre Produkte keine Anwendung finden soll. Dies wird z. Zt. allerdings durch den Europäischen Gerichtshof über​prüft und ggf. noch dieses Jahr zugunsten der Anleger entschieden.

Zu 10) u. 11):

Auch hier zeigt sich, daß die Bundesregierung unkritisch die Position der Banken und der herrschenden Rechtspre​chung übernimmt, die gerade die Interessen der breiten Masse der Betroffenen und deren Lösungsmöglichkeiten igno​riert. So wird die eingangs geschilderte soziale Dimension der angesprochenen Probleme jedenfalls in sozial-adäquater Weise nicht gelöst.

Die Bundesregierung ist dahingehend zu korrigieren, daß es bei dem Ausschlußtatbestand des § 3 Abs. 2 Nr. 2 VerbrKrG nicht nur um die Eröffnung der Möglichkeit des Widerrufs bei Immobiliarkrediten geht, sondern auch des sog. Einwen​dungsdurchgriffs nach § 9 Abs. 3 VerbrKrG. Wenn diesbe​zügl. die Bundesregierung schon keine Auslegungsspielräume sieht, fehlt die Antwort auf die Frage, ob sie dann die Notwendigkeit einer Gesetzesänderung ins Kalkül ziehen würde. Zu verweisen wäre z. B. auf die diesbezügl. Forde​rung des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages, der sich wiederholt mit dieser Problematik beschäftigt hat und der zuletzt eine solche Petition mit einer entspre​chenden Beschlußempfehlung im März des Jahres 2001 auch der Bundesregierung und insbesondere dem Bundesministerium der Justiz als Material überwiesen hat (PET 4-14-07-401-027607).

Zu 12):

Die hunderttausende von enttäuschten Anlegern werden sich für das hier geäußerte Verständnis der Bundesregierung bedanken. Das HWiG und das VerbrKrG könnten bei einer Anwendung, die ihrer Schutzfunktion (Gleichstellung des wirtschaftlich und intellektuell schwächer Gestellten) entspricht, durchaus zur Lösung der Situation, d. h. sozial-adäquaten Verteilung der Haftung und der Schäden, beitragen. Warum die Bundesregierung, angesichts der Er​kenntnis, daß sie "das hier zu behandelnde Problem ... nicht wirksam lösen können" dann keine Vorschläge zur Änderung dieser Gesetze macht, kann hier nicht nachvollzo​gen werden. Daran wäre dann auch die Rechtsprechung gebunden.

Hilfreich wäre vor allen Dingen vor diesem Hintergrund gewesen, wenn die Bundesregierung hier auch die Lösungsan​sätze offengelegt hätte, die sie dafür angeblich prüft.

Fazit:

Da offenbar seitens der Exekutive, vermutlich leider aber auch auf seiten der Legislative (außer den anfragenden Fraktionen) weder Interesse noch Bemühungen (die Judikative tuts ohnehin nicht) bestehen, den hier angesprochenen Mißstände aber auch den weiteren Wucherungen des allein nur hier in Deutschland in dieser Form möglichen sog. grauen Kapitalmarkts durch wirksame gesetz​liche Maßnahmen Einhalt zu gebieten, um wenigstens zukünf​tig die damit einhergehende Gefährdung von hunderttausen​den von Existenzen durch Vernichtung von Vermögen und Verschuldung zu unterbinden, müssen andere gesellschaftli​che Institutionen, z. B. die Betroffenen und die Verbraucherschutzverbände, dafür sorgen, daß auf diesen Gebieten ein Standard ein​kehrt, der Täuschung und Betrug kleiner Anleger zumindest weitgehend unterbindet. 

Auf der juristischen Seite darf nicht nur deshalb damit aufgehört werden, über die Gerichte wenigstens teilweise Gerechtigkeit zu erreichen, nur weil gerade die Rechtsprechung, die ja wandelbar ist, in eine falsche Richtung geht.

Nicht zu vernachlässigen ist darüber hinaus der straf​rechtliche Aspekt (personelle u. kompetenzmäßige Stärkung bei den Abteilung für Wirtschaftsstrafsachen der Staatsan​waltschaften).

Letztendlich bleibt es aber dennoch zusätzlich bei den Forderungen an den Gesetzgeber, hier die bestehenden Ver​braucherschutzgesetze effektiv zu novellieren und dem Wildwuchs durch wirksame aufsichtsrechtliche Maßnahmen darüber hinaus zu begegnen. 

Es gibt Beispiele auch im EU-Ausland (z. B. Frankreich), die kein Problem des "grauen Kapitalmarkts" kennen, weil hier insbesondere auf dem Finanzmarkt der Verbraucher als Anleger gesehen wird, dem ein hohes Schutzniveau zugute kommt.
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